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Im Saargebiet ist am 5. Februar 1953 der Bergarbeiter-Verband 
verboten worden. 

Der französische Ministerpräsident Rene Mayer hat in seiner Regie- 
rungserklärung vom 6. Januar 1953 die Anerkennung der Lostrennung 
des Saar geh ietes von Deutschland als Voraussetzung für die Ratifi- 
kation des General Vertrages und des EVG-Vertrages gefordert. Der 
französische Außenminister Georges Bidault hat diese Forderung zu 
Beginn der Verhandlungen zwischen der französischen Regierung und 
der Saarbrücker Verwaltung über die Konventionen erneuert. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum hat die Bundesregierung zu dem Verbot des Bergarbeiter- 
Verbandes an der Saar geschwiegen? 

2. Was hat die Bundesregierung gegen das undemokratische und 
antideutsche Verbot getan, oder was gedenkt sie zu tun? 

3. Was sagt die Bundesregierung zu der von Frankreich geforderten 
Koppelung der Verhandlung über den Status der Saar und der 
Ratifizierung des Generalvertrages und des EVG-Vertrages? 

4. Wird die Bundesregierung gegen die Bestätigung der Saarkonven- 
tionen durch die augenblicklichen Revisionsverhandlungen feier- 
lich Verwahrung einlegen, wie sie es gegen den Abschluß der 
Konventionen im März 1950 tat? 

5. Hat der Herr Bundeskanzler seit den Landtagswahlen an der 
Saar vom 30. November 1952 direkte oder indirekte Verbin- 
dungen mit den Saarbrücker Behörden gehabt? 


Bonn, den 14. Februar 1953 


Ollenhauer und Fraktion 
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